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Besuchsrecht von Dritten und Pflichten des Beistandes
Sachverhalt

Nachdem die Besuchsrechtsanordnung/ Besuchsumfang in einem VB Beschluss klar festgehalten wurde, wurde ich in einem Absatz beauftragt,“ für die Überwachung und die Regelung der Modaliäten der Besuchsrechte besorgt zu sein und weitere Kontakte vom Mädchen zu ihr nahe stehenden Bezugspersonen in Absprache mit der Inhaberin der elterlichen Sorge wieder aufzubauen und weiter zu fördern.“
Es geht um verschiedene Personen welche glauben ein Besuchsrechts geltend zu machen. Aufgrund der vorliegenden Situation ist zu rechnen, dass verschiedene Personen vom Beistand erwarten, dass er nun weitere Kontakte und Besuche aufbaut und fördert. Was meinen Sie zu der oben genannten Formulierung?  
Erwägungen

1. Das Besuchsrecht für Dritte richtet sich nach Art. 274a ZGB. Danach kann, wenn „ausserordentliche Umstände“ vorliegen, auch für Dritte ein Besuchsrecht behördlich festgelegt werden, „sofern dies dem Wohl des Kindes dient“. Wenn Dritte also ein Besuchsrecht beanspruchen, ist es nicht Sache des Beistandes, dieses zu regeln, sondern unter den erwähnten Voraussetzungen Sache der Vormundschaftsbehörde.

2. Damit stellt sich die Frage, wie  Ihre Aufgabe zu interpretieren sei: Im Grunde genommen geht die Vormundschaftsbehörde davon aus, es lägen ausserordentliche Verhältnisse vor und die erwähnten Kontakte, die nicht individualisiert sind, sondern auf eine abstrakte Personengruppe gerichtet wird, würden a priori im Interesse des Kindes liegen. Damit Sie im Rahmen Ihrer Möglichkeiten und Kompetenzen als Beistand bleiben, empfehle ich Ihnen, sachlich wie folgt vorzugehen:
a. Sprechen Sie mit der Inhaberin der elterlichen Sorge, welche persönlichen Bindungen innerhalb des Familien- oder allenfalls übrigen Beziehungssystems vom Kind als angenehm und förderlich empfunden werden. Es muss dabei feststehen, dass die Kontakte nicht von Dritten als nötig und gut empfunden werden, sondern dass die Inhaberin der elterlichen Sorge dies auch so sieht. Es geht beim Besuchsrecht nicht um einen Rechtsanspruch von Dritten auf den persönlichen Kontakt zu einem Kind, sondern zu einer Mehrung des Wohlbefindens und der positiven Entwicklungschancen des Kindes.

b. Sprechen Sie, wenn dies aufgrund des Alters und anderer Umstände möglich ist, mit dem Kind, sofern dies von der Vormundschaftsbehörde unterlassen worden wäre (Art. 314 Ziff. 1 ZGB). Hat die Behörde die Bedürfnisse des Kindes bereits – wie es das Gesetz fordert – erforscht, so müssen Sie sich danach erkundigen, denn sie bilden eine entscheidende Arbeitsgrundlage für Ihr Mandat. Sie werden – in Ergänzung zu den Aussagen der Inhaberin der elterlichen Sorge – damit eine Vorstellung darüber erhalten, was das Kindesinteresse erfordert. 

c. Wenn Sie wissen, um was für Drittpersonen es hier gehen soll, können Sie diese ebenfalls anhören, obwohl nach meiner Meinung dies Sache der Vormundschaftsbehörde gewesen wäre, bevor sie Ihnen den besagten Auftrag erteilt hat (was ja vielleicht auch erfolgt ist und gewürdigt sowie gewichtet worden sein mag. Nur geht dies nicht aus der Anfrage hervor).

d. Wenn die Mutter als Inhaberin der elterlichen Sorge aufgrund der von Ihnen organisierten Kontakte und Anhörungen keine einvernehmliche, im Interesse des Kindes liegende Lösung finden kann, dann müssen die fraglichen Drittpersonen bei der Vormundschaftsbehörde ein Gesuch um Regelung des Besuchsrechts stellen. Natürlich könnten Sie dies auch von Amtes wegen der Vormundschaftsbehörde beantragen, wenn Sie zur Erkenntnis gelangen, dass diese Kontakte im Interesse des Kindes nötig sind und von diesem gewünscht werden (sofern es reif genug ist).
3. Vermeiden Sie, die Arbeit der Vormundschaftsbehörde zu übernehmen, nämlich eine Untersuchung durchzuführen oder Regelungen zu erzwingen. Als Beiständin können Sie Ihre guten Dienste zur Verfügung stellen und der Behörde Antrag stellen, weiter sollte auf der gegebenen Grundlage Ihre Aufgabe aber wohl nicht gehen.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 27.11.2006
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